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«Es ist nicht gut, dass der Mensch allein ist» (Gen 
2,18)       13.468 n Pa.Iv. Fraktion GL. Ehe für alle 

 

Vernehmlassungsantwort 

Rat des Schweizerischen Evangelischen Kirchenbundes 

Der Rat des Schweizerischen Evangelischen Kirchenbundes bedankt sich für die Einla-
dung zur Vernehmlassung der Parlamentarischen Initiative «Ehe für alle» und für die ihm 
eingeräumte Fristverlängerung.  

1. Die Antwort des Kirchenbundes erfolgt in dem Wissen darum, dass die Entwicklung 
des staatlichen Eherechts in der Schweiz aus einer vor 500 Jahren einsetzenden engen 
und konstruktiven Zusammenarbeit von Staat und Kirche hervorgegangen ist. Diese Ko-
operation trug nicht nur zum Schutz, zur Förderung und Stärkung von Ehe und Familie 
bei, sondern schuf damit auch die tragfähigen Fundamente für den Zusammenhalt, die 
Solidarität und Entwicklung der Gesellschaft. Staat und Kirche stimmen darin überein, 
dass das Rechtsinstitut der Ehe einen besonderen Schutz geniesst. Nach wie vor bestä-
tigen viele Ehepaare ihre standesamtliche Heirat anschliessend im Rahmen einer kirch-
lichen Trauungsfeier. 

2. Zugleich hat der Kirchenbund das Anliegen des Gesetzgebers zur Einführung der ein-
getragenen Partnerschaft für gleichgeschlechtliche Paare und den diesem vorausgehen-
den Kampf für die Entkriminalisierung, -pathologisierung und -diskriminierung von 
homosexuellen Orientierungen intensiv unterstützt. Bereits lange vor Einführung des 
Partnerschaftsgesetzes haben Mitgliedkirchen Segnungsrituale für gleichgeschlechtliche 
Paare angeboten. Die göttliche Zusage auf ein Leben in Gemeinschaft (Gen 2,18) und in 
begabter Fülle (Joh 10,10) gilt ausnahmslos allen Geschöpfen. Entsprechend lautet die 
Botschaft des Rates, die sich die Abgeordneten an ihre Versammlung im Juni 2019 zu 
eigen gemacht haben: «Wir sind von Gott gewollt, so wie wir geschaffen wurden. Unsere 
sexuelle Orientierung können wir uns nicht aussuchen. Wir nehmen sie als Ausdruck 
geschöpflicher Fülle wahr.»1 

3. Das Rechtsinstitut der Ehe für alle zielt auf die vollständige formale Gleichstellung von 
heiratswilligen Menschen unabhängig von ihrem Geschlecht ab. Damit würden sowohl 
die nach wie vor bestehenden Ungleichheiten als auch das Stigmatisierungsrisiko bzw. 
der Eingriff in die Intimsphäre beseitigt, die sich aus der Angabe des Zivilstandes «ein-
getragene Partnerschaft» ergeben können.2 Der Rat des Kirchenbundes unterstützt alle 

 

1  Schweizerischer Evangelischer Kirchenbund, Familie – Ehe – Partnerschaft – Sexualität aus evangelisch-
reformierter Sicht, Motion der Evangelisch-reformierten Kirche des Kantons St. Gallen vom 19.--21. Juni 2016: 
Bericht und Antwort des Rates, Bern 25. April 2019, 4. 

2  Vgl. 13.468 Parlamentarische Initiative Ehe für alle. Vorentwurf und erläuternder Bericht der Kommission für 
Rechtsfragen des Nationalrates vom 14. Februar 2019, 2. 
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gesetzgeberischen Massnahmen, die Einzelpersonen und Gruppen vor ungerechtfertig-
ter Ungleichbehandlung, jeglicher Herabsetzung und Stigmatisierung schützen.  

4. Kritisch beurteilt der Rat des Kirchenbundes dagegen die Tendenz des Erläuternden 
Berichts, positive Differenzierungen im Recht pauschal dem negativen Diskriminierungs-
verbot unterzuordnen bzw. mit Hinweis darauf einzuebnen. Das betrifft in besonderer 
Weise das Adoptionsrecht und der Zugang zur Fortpflanzungsmedizin, von denen nach 
Art 28 PartG Eingetragenen Partnerschaften bisher ausgeschlossen sind. Diese rechtli-
che Ungleichbehandlung verteidigte der Bundesrat im Mai 2008 ausdrücklich damit, 
«dass die breite Akzeptanz des Partnerschaftsgesetzes in der Schweiz auch damit zu 
tun hat, dass mit ihm die Diskriminierung gleichgeschlechtlich veranlagter Personen be-
seitigt werden konnte, ohne den eingetragenen Partnern gleichzeitig den Weg zur Adop-
tion (und zur medizinisch assistierten Fortpflanzung) zu öffnen.»3  

4.1 In seiner Botschaft zum Partnerschaftsgesetz hatte der Gesetzgeber das Adoptions-
verbot damit begründet, dass dann «ein Kind entgegen dem natürlichen Kindesverhältnis 
rechtlich zwei Mütter oder zwei Väter hätte. Das würde das Kind in eine Ausnahmesitua-
tion bringen, die sich auf jeden Fall in der heutigen Gesellschaft nicht rechtfertigen 
liesse.»4 Dieses Argument wischt der Erläuternde Bericht nun mit der Bemerkung vom 
Tisch: «Die Überlegung ist nicht mehr zeitgemäss»5 und begründet dessen Antiquiertheit 
mit einer veränderten Rechtspraxis im In- und Ausland. Damit übergeht der Gesetzgeber 
– im Gegensatz zu seinen Überlegungen zum Partnerschaftsgesetz – vollständig die 
Kindsperspektive und verzichtet auf jede inhaltliche Bestimmung des Kindeswohls. Übrig 
bleibt nur das Gleichheitsdiktat: Was dem einen recht ist, soll dem anderen billig sein.  

4.2 Dieser Logik folgen auch die Bemerkungen über die Fortpflanzungsmedizin. Nach 
Art. 119 Abs. 2 Bst. c BV stehen fortpflanzungsmedizinische Massnahmen nur unfrucht-
baren – also heterosexuellen – Paaren offen. Der Erläuternde Bericht weist auf eine al-
ternative Lesart hin, die – wie es ausdrücklich heisst – «keine Diskriminierung 
gleichgeschlechtlicher Paare vorsieht».6 Der Bericht verschweigt nicht nur, worin die Dis-
kriminierung in der Bundesverfassung besteht, sondern unterschlägt die an dieser Stelle 
grundsätzlich Differenz zwischen Paaren, bei denen eine natürliche Fortpflanzung mög-
lich ist, aber im konkreten Fall scheitert, und Paaren, die sich auf natürliche Weise gar 
nicht fortpflanzen können. Im ersten Fall kompensiert die Fortpflanzungsmedizin eine 
pathologische Einschränkung, im zweiten Fall ersetzt sie eine fehlende Fähigkeit. Entge-
gen ihrem in der Verfassung festgeschriebenen Zweck, wird die Fortpflanzungsmedizin 
zu einem Gleichschaltungsmedium, das homosexuellen Paaren das gleiche Familien-
glück herstellen will, das auf natürliche Weise nur heterosexuellen Paaren vorbehalten 
ist. In diese Richtung zielt die von der Kommission ergänzende Variante, «die den Zu-
gang zum fortpflanzungsmedizinischen Verfahren der Insemination mit gespendeten Sa-
menzellen für weibliche Ehepaare ermöglicht».7 Auch hier verhindert das formale 
Gleichheitsdiktat jede sachliche Argumentation. Denn aus der konsequentialistischen 
Perspektive des Gesetzgebers, allen Ehepaaren Nachkommenschaft zu ermöglichen, 

 

3  Stellungnahme des Bundesrates vom 14. Mai 2008 zur Interpellation 08.3157 Mario Fehr «Aufhebung des 
Adoptionsverbotes für Lesben und Schwule». 

4  Botschaft zum Bundesgesetz über die eingetragene Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare vom 29. No-
vember 2002, BBl 2003 1320. 

5  13.468 Parlamentarische Initiative Ehe für alle, a.a.O., 14. 
6  13.468 Parlamentarische Initiative Ehe für alle, a.a.O., 15. 
7  Ebd. 
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müsste er zugleich die Eizellspende und Leihmutterschaft für männliche Ehepaare for-
dern. Andernfalls liefe er selbst in die von ihm so vehement bekämpfte Diskriminierungs-
falle. Weitaus prekärer wirkt aber die völlige Ausblendung der sich inzwischen immer 
deutlicher abzeichnenden Gesundheitsrisiken für Kinder, die mit Hilfe fortpflanzungsme-
dizinischer Verfahren geboren wurden. Kein Gleichbehandlungsgebot oder Diskriminie-
rungsverbot können die Gesundheits- und Lebensrisiken rechtfertigen, denen zukünftige 
Menschen unter solchen Umständen ausgesetzt sein werden. Kritisch beurteilt der Rat 
des Kirchenbundes den schleichenden Legalisierungsautomatismus in der Fortpflan-
zungsmedizingesetzgebung durch ein nicht begründetes Gleichbehandlungsdiktat. Zwi-
schen der Ehe von Mann und Frau und einer Ehe von zwei Männern oder zwei Frauen 
muss im Blick auf die jeweiligen Voraussetzungen, Bedingungen und Möglichkeiten 
grundlegend unterschieden werden. Es gilt, missverständlichen und absurden Gleichbe-
handlungsforderungen zu widerstehen. Deshalb schlägt der Rat des Schweizerischen 
Kirchenbundes vor, die Verschiedenheit beider Institutionen durch die Verwendung un-
terschiedlicher Titel deutlich kenntlich zu machen. 

5. Das Rechtsgutachten, auf das sich die parlamentarische Initiative «Ehe für alle» stützt, 
hält im Blick auf die Unterschiede zwischen dem verfassungsrechtlichen und gesetzli-
chen Eheverständnis resümierend fest: «Der Ehebegriff nach Artikel 14 BV ist noch heute 
auf die Ehe von Mann und Frau beschränkt. […] Folglich können sich gleichgeschlecht-
liche Paare heute nicht auf Artikel 14 BV stützen, um ein Recht auf Ehe geltend zu ma-
chen. Artikel 14 BV hindert den Gesetzgeber hingegen nicht daran, sich auf seine 
Gesetzgebungskompetenz auf dem Gebiet des Zivilrechts (Art. 122 BV) zu stützen, um 
das Rechtsinstitut der Ehe für gleichgeschlechtliche Paare zu öffnen.»8 Der Konflikt zwi-
schen unterschiedlichen Eheauffassungen wird formal aufgelöst, indem die konkurrieren-
den Positionen verschiedenen Rechtsebenen zugeordnet werden. Der Gesetzgeber 
muss sich fragen lassen, ob er mit diesem juristisch möglichen, aber politisch und gesell-
schaftlich kaum nachvollziehbaren Spagat, seinem eigenen Anliegen, das Institut der 
Ehe zu fördern, zu stärken und zu stützen, nicht einen Bärendienst erweist und in der 
Konsequenz zur Schwächung und Relativierung des gesellschaftlichen Status der Ehe 
beiträgt.  

6. Der Rat des Kirchenbundes anerkennt das Anliegen, eine nichtdiskriminierende und 
gerechte Ehegesetzgebung zu schaffen, die den gesellschaftlichen Bedürfnissen ent-
spricht. Dabei muss sorgfältig im Blick bleiben, was auf dem Spiel steht, wenn das E-
heinstitut seinen besonderen Status einbüsst, der auch seine gerechtfertigte 
Ungleichbehandlung rechtfertigt. Ehe und Familie sind die Quellen, aus denen die Ge-
sellschaft auch zukünftig ihren Gemeinschaftssinn und ihren Zusammenhalt schöpft. 
Deshalb verdienen sie den besonderen Schutz durch das Recht auch im Blick auf die 
Risiken einer Diffusion ihrer gewachsenen und für die Gesellschaft unverzichtbaren ord-
nungsstiftenden Funktion.  

 

8  Bundesamt für Justiz BJ, Ehe für alle — Fragen zur Verfassungsmässigkeit, Bern, 7. Juli 2016, 4.6. 


